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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 24. September 1956 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Belgien über eine Berichtigung der deutsch-belgischen Grenze 
und andere die Beziehungen zwischen beiden Ländern be- 
treffende Fragen 

— Drucksache 315 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Achenbach 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten hat 
sich im Juni dieses Jahres mit der Vorlage der Bun- i 
desregieriing befaßt und sich einen Überblick über ; 
die Geschichte des Abkommens und der beigefügten : 
Briefwechsel sowie den Inhalt und die politische Be- I 
deutung des Gesetzentwurfs geben lassen. | 

Der Ausschuß ist zu der Auffassung gelangt, daß 
das Abkommen die deutsch-belgischen Beziehungen j 
von den Belastungen befreit, die aus Kriegs- und I 
Nachkriegszeit entstanden sind, wie das auch in der 
Denkschrift, die dem Bundestag von der Bundes- 
regierung mit ihrer Vorlage übermittelt wurde, rieh- i 
tig festgestellt wird. Bei der Meinungsbildung des , 
Ausschusses wurde vor allen Dingen dankbar an- 
erkannt, daß die belgische Regierung sich gegen- 
über allen europäischen Problemen und hierbei auch 
den nachbarschaftlichen Fragen gegenüber Deutsch- ; 
land besonders aufgeschlossen gezeigt hat. 


Der an den Beratungen der Vorlage mitbeteiligte 
Finanzausschuß hat insbesondere die Artikel 15, 18 
bis 23 des Vertrages behandelt und dabei die Be- 
freiung vom Lastenausgleich des in Belgien belege- 
nen Vermögens von belgischen Staatsangehörigen, 
die am Stichtag des 21. Juni 1948 ihren Wohnsitz 
in der Bundesrepublik hatten, erörtert. Wenn es 
dem Ausschuß auch nicht unbedenklich erschien, in 
diesem Abkommen erstmalig den Grundsatz zu ver- 
lassen, wonach solche Lastenausgleichfreistellungen 
von der Rückgabe deutschen im Ausland belegenen 
Vermögens abhängig gemacht werden sollte, so sah 
er doch in Anbetracht der Bedeutung des gesamten 
Abkommens für die Regelung der Beziehungen 
zwischen Belgien und der Bundesrepublik keine 
Veranlassung, gegen die Doppelbesteuerungs- 
bestimmungen Einwendungen zu erheben. 

Die unveränderte Annahme der Gesetzesvorlage 
ist zu empfehlen. 


Bonn, den 27. Juni 1958 

Dr. Achenbach 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 


Drude: Bonner Univorsitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 315 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 27. Juni 1958 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

Kiesinger Dr. Achenbach 

Vorsitzender Berichterstatter 
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